
Bundeskanzlerin für 
Finanzmarktverfassung 

Die unionsgeführte Bun
desregierung unter Leitung 
von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel hat gemeinsan mit 
den Ländern binnen weniger 
Tage ein umfassendes Maß
nahmenpaket zur Stabilisie
rung des deutschen Finanz
marktes auf den Weg ge
bracht. Sowohl Bundestag 
als auch Bundesrat stimm-

ten dem Maßnahmenpaket 
zu. Außerdem unterstütz
ten bereits die europäischen 
Staats- und Regierungschefs 
auf dem EU-Gipfel in Brüssel 
die Forderung der CDU
Vorsitzenden nach einer 
neuen, globalen Finanz
marktverfassung. 

In ihrer Regierungserklä
rung warb die Bundeskanz-
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2 Finanzmärkte 

lerin im Bundestag für das 
Gesetzespaket des Kabi
netts. „Private Haushalte 
sowie kleine und mittelstän
dische Unternehmen müs
sen weiter ein verlässliches 
Bankensystem zur Verfü
gung haben. Die deutsche 
Wirtschaft darf durch die Fi
nanzmarktkrise nicht dauer
haft geschädigt werden", 
sagte die Kanzlerin. 

Die Weltwirtschaft habe 
in den vergangenen Wo
chen ihre schwerste Bewäh
rungsprobe seit den Zwan
zigerjahren des letzten Jahr
hunderts erlebt. Damit eine 
solche Situation nicht wie
der eintrete, hätten die in
ternationale Gemeinschaft 
und die Bundesregierung 
unverzüglich und entschlos
sen gehandelt. 

„Es war unsere Pflicht, 
innerhalb kürzester Zeit ein 
Maßnahmenpaket in bisher 
nicht da gewesener Größen
ordnung auf den Weg zu 
bringen", betonte die Kanz
lerin. Und es habe sich an
schließend gezeigt: „Der 
Staat war und ist die einzige 
Instanz, um das Vertrauen 
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zwischen den Banken wie
derherzustellen. Und zwar 
zum Schutz der Bürger und 
nicht zum Schutz von Bank
interessen." 

• 
Keine Leistung 

ohne Gegenleistung 

Gegenüber den Banken, die 
vorübergehend Kapitalhil
fen des Staates in Anspruch 
nehmen, machte die Kanzle
rin deutlich: „Diese Hilfen 
wird es nur geben, wenn die 
Banken zu ihrer Verantwor
tung stehen und sich an be
stimmte Regeln halten." 
Konkret bedeute das: 
• Auflagen zur Begrenzung 

der Managergehälter und 
Bonuszahlungen, 

• Gewährleistung der Kre
ditvergabe an kleine und 
mittlere Unternehmen, 

• Teilhabe des Bundes an 
den Finanzerträgen des 
Instituts. 
„Das heißt mit anderen 

Worten: Keine Leistung oh
ne Gegenleistung", betonte 
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel. 

• 
Globale Finanzmarkt

verfassung 

Sie machte in ihrer Regie
rungserklärung auch deut
lich, dass das Hilfspaket nur 
ein erster, nationaler Schritt 
für eine neue, globale Fi
nanzmarktverfassung sein 
könne. Ihm müsse als zwei
ter Schritt eine Verände
rung der internationalen 
Regeln des Finanzmarktes 
folgen. „Wir wollen und 
müssen auch im internatio
nalen Rahmen den Märkten 
eine klare Ordnung geben 
und Grenzen setzen, wo es 
erforderlich ist, um derar
tige entfesselte Entwick-
1 ungen in der Zukunft zu 
vermeiden", sagte Merkel. 
Die Bundesregierung werde 
sich auf internationaler Ebe
ne mit Nachdruck für eine 
stärkere Regulierung ein
setzen. Konkret forderte die 

Kanzlerin: 
• eine Stärkung der Rolle 

des Internationalen Wäh
rungsfonds bei der Über
wachung von Finanzins

tituten, 

UNION IN DEUTSCHLAND - Informationsdienst der Christ/ich Demokratischen Union 
Deutschlands. -Printausgabe- Für den Inhalt verantwortlich: Harald Walter, Klingelhöfer
straße 8, 10785 Berlin, Telefon 030 22070-360, E-Mail: uid@cdu.de, Verlag: Union Betriebs 
GmbH, Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach, Telefon 02226 802-0, Telefax 02226 802-lll. 
Vertrieb: Telefon 02226 802-0, E-Mail: manfred.wissem@ubgnet.de. Verlagsleitung: 
Bernd Profittlich. Herstellung: Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf. Funktions
und Mandatströger der CDU können den elektronischen UiD-Newsletter unter 
www.uid.cdu.de abonnieren. Die Bezugsgebühren sind im Mitgliedsbeitrag enthalten. 



• eine Verbesserung der 
Arbeit der Rating-Agen
turen durch verbindliche 
Standards, 

• mehr Absicherung von 
Produkten der Finanz
wirtschaft durch Risiko
unterlegung, 

• mehr Transparenz bei 
Produkten der Finanz
wirtschaft. 

• 
Koordination auf 

europäischer Ebene 

Mit ihrer Forderung nach 
einem Regelwerk für den 
Weltfinanzmarkt fand die 
Kanzlerin Unterstützung 
auch auf dem EU-Gipfel. 
Die 27 Staats- und Regie
rungschefs sprachen sich 
für einen Weltfinanzgip
fel aus, um eine globale Fi 
nanzmarktverfassung aus
zuarbeiten. Der EU-Gipfel 
habe ein wichtiges Signal 
der Geschlossenheit ge
setzt, zeigte sich Bundes
kanzlerin Angela Merkel zu
frieden. 

Die EU -Mitgliedsländer 
stimmen sich künftig noch 
enger ab, die nationalen 
Notenbankchefs werden 
sich einmal im Monat tref
fen. „Damit ist der Weg zu 
mehr europäischer Aufsicht 
geebnet", so die Kanzlerin. 
Dies sei ein weiteres Instru
ment der Krisenvorsorge 
und ebne den Weg für ein 

besseres europäisches Auf
treten in der Bankenkrise, 
betonte sie. 

• 
Zustimmung in Bun

destag und Bundesrat 

Nach den Abstimmungen 
auf europäischer Ebene und 
nach Gesprächen mit den 
Ministerpräsidenten stimm
ten Bundestag und Bun
desrat mit überwältigen
der Mehrheit für das Gesetz 
zur Stabilisierung des Fi
nanzmarktes. Dieses ent
hält im Wesentlichen fol
gende Maßnahmen: 
• Der Bund richtet einen Fi

nanzmarktstabilisierungs
fonds als Bundessonder
vermögen ein, über den 
Hilfen für angeschlage
ne Finanzinstitute ermög
licht werden sollen. 

• Der Bund kann Staatsga
rantien für Forderungen 
gegenüber Banken in 
Höhe von bis zu 400 Mil
liarden Euro gewähren. 
Dies ist eine vertrauens
bildende Maßnahme, die 
den Geldkreislauf unter 
den Banken wieder in 
Schwung bringen soll. 
Die Staatsgarantien kön
nen bis Ende 2009 ge
währt werden und müs
sen spätestens 2012 aus
laufen; die Banken zah
len dafür eine risikoab
hängige Gebühr. 

• Der Bund wird darüber 
hinaus bis zu 80 Milliar
den Euro am Kapital
markt aufnehmen und 
durch den Fonds bereit
stellen, um sich im Be
darfsfall am Eigenkapital 
angeschlagener Finanz
unternehmen zu beteili
gen und um von ihnen ri
sikobehaftete Forderun
gen zu übernehmen. Der 
Ankauf solcher Beteili
gungen ist bis Ende 2009 
befristet. 

• Zudem werden bis 2011 
die Insolvenzregelungen 
so verändert, das kri 
senbedingte und vorübe
rgehende Engpässe im 
U nterneh mensvermö
gen nicht zwangsläufig 
zur Überschuldung und 
Pleite des Untenehmens 
führen müssen. Dies 
soll dazu beitragen, dass 
Unternehmen weniger 
schnell in Schieflagen ge
raten. 

MEHR ZUM 
MASSNAHMENPAKET 

Weitere Informationen 
und aktuelle Materia
lien zum Maßnahmen
paket der Bundesregie
rung finden Sie im 
CDU-Mitgliedernetz 
unter: www.cdunet.de. 
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Ronald Pofalla 

Soziale Marktwirtschaft 
international etablieren 

Die Soziale Marktwirt
schaft steht in diesen Ta
gen und Wochen vor einer 
ihrer größten Herausfor
derungen. Die Frage, wel
che Lehren aus der in
ternationalen Finanzkrise 
zu ziehen sind, muss jetzt 
auf die Tagesordnung. Ich 
sehe in dieser Grundsatz
debatte, die wir führen 
müssen, eine große Chan
ce: für das politische Sy
stem, für die Wirtschaft, 
für unser Gemeinwesen 
insgesamt. Dies ist auch ei
ne gesellschaftliche De
batte über Werte. Eine Ge
sellschaft wird erst dann 
wirklich lebenswert, wenn 
es gemeinsame Grundwer
te und Regeln des An
stands jenseits von Geset
zen gibt. 

Die Krise lehrt uns vor 
allem dies: Wir müssen 
mehr Soziale Marktwirt
schaft wagen! Sie ist die 
Ordnung und das Maß der 
Stunde. Denn die Soziale 
Marktwirtschaft unterschei
det sich ebenso fundamen
tal vom Sozialismus wie 
vom unregulierten Kapita
lismus. Sie ist der Weg der 
Mitte. Sie schafft die Balan
ce von Freiheit und Sicher-
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CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla 

heit. An dieser Balance ist 
der Sozialismus unwiderruf
lich gescheitert. Aber auch 
der regellose Kapitalismus 
kann sie nicht herstellen. 

Der Sozialismus ist ein 
Bündnis der Schwachen ge
gen die Starken. An seinem 
Ende sind alle schwach. Im 
unregulierten Kapitalismus 
droht eine rücksichtslose 
Profitmaximierung einiger 
weniger auf dem Rücken 
der Allgemeinheit. Die So
ziale Marktwirtschaft ist da
gegen das Bündnis von Star
ken und Schwachen, das aus 
dem Wissen um die Verant
wortung jedes Einzelnen 
und dem Streben nach 
gesellschaftlichem Zusam
menhalt. Jetzt reflexartig 
das Kind mit dem Bade aus
zuschütten wäre falsch. So-

ziale Marktwirtschaft muss 
auch nach der Finanzmarkt
krise heißen: Leistung, 
Wettbewerb und die Bereit
schaft, Risiken zu überneh
men. All dies gehört zum 
Unternehmertum und ist 
Voraussetzung auch für ei
nen leistungsfähigen Sozial
staat. 

Aber Soziale Marktwirt
schaft heißt eben auch: 
Ordnung der Märkte, damit 
diese den Menschen dienen 
und nicht umgekehrt. Die 
Finanzmärkte, insbesonde
re jene in den angelsäch
sisch geprägten Ländern, 
waren in diesem Sinne nicht 
ausreichend geordnet. Des
halb haben sie die heute eng 
verwobenen Märkte insge
samt an den Rand des Zu
sammenbruchs gebracht. 
Ausgerechnet jene, die al
lein auf den Markt gesetzt 
haben, haben in der Stunde 
ihres Versagens nach der 
Politik gerufen. Die Staaten 
mussten die Banken retten, 
um nicht die gesamte Wirt
schaft und die Arbeitsplätze 
von Millionen Arbeitneh
mern zu gefährden. 

Wer sich verzockt hat, 
muss für seine Rettung 
durch die Steuerzahler ei-
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nen Preis zahlen. Finanz
institute, die vom Staat ge
rettet werden, müssen sich 
auf dessen massive Mitspra
che einstellen. Der Staat 
wird sich auch mit Fragen 
der Vorstandsgehälter, Ab
findungen und Bonuszah
lungen befassen. 

Soziale Marktwirtschaft 
heißt aber auch grundsätz
lich Maßhalten: überpro
portionale Gehaltssteige
rungen, wenn gleichzeitig 
tausende von Mitarbeitern 
entlassen werden oder sich 
mit kleinsten Lohnzuwäch
sen begnügen müssen, darf 
es nicht geben. Bonuszah
lungen sollten nur in Frage 
kommen, wenn langfristige 
Unternehmenserfolge zu 
verzeichnen sind. Die Wirt
schaft muss sich stärker am 
nachhaltigen Arbeiten des 
Mittelstandes orientieren. 

Die Beachtung der 
Grundsätze der Sozialen 
Marktwirtschaft heißt aber 
auch: Die weltweite Finanz
wirtschaft muss einer stren
geren Kontrolle unterwor
fen werden, so wie die Bun
deskanzlerin das von un
seren internationalen Part
nern immer wieder ge
fordert hat. Das bedeu
tet nicht, internationale Fi
nanzinvestoren pauschal zu 
verurteilen. Wer jetzt die 
Heuschrecken-Debatte wie
der aufleben lassen will, hat 
die Zeichen der Zeit nicht 

verstanden. Dem geht es 
auch nicht um eine gerech
te internationale Ordnung, 
dem geht es um Polarisie
rung und Populismus. Das 
wäre die genau falsche 
Schlussfolgerung aus den 
aktuellen dramatischen Ent
wicklungen. Denn Deutsch
land braucht auch in Zu
kunft Investitionen aus dem 
Ausland. 

Heute gilt es vielmehr, 
die erfolgreiche Ordnung 
der Sozialen Marktwirt
schaft auch international zu 
etablieren. Es geht darum, 
der internationalen Dimen
sion der Sozialen Marktwirt
schaft zum Durchbruch zu 
verhelfen. Mit dem G-8-
Prozess von Heiligendamm 
hat Angela Merkel den Kurs 
vorgegeben. Diese Frage 
geht weit über die Regulie
rung der Finanzmärkte hin
aus. Natürlich brauchen wir 
neue Bilanzierungsregeln. 
Eine bessere europäische 
und internationale Finanz
marktaufsicht ist ebenso 
erforderlich wie ein neuer 
Ordnungsrahmen für Ra
tingagenturen. 

Darüber hinaus gilt es zu 
erreichen, dass insbesonde
re die global handelnden 
Unternehmen die Grund
sätze der sozialen Verant
wortung wahren. Freiwillige 
Verpflichtungen wie der 
„Global Compact" der Ver
einten Nationen oder die 

Leitsätze der OECD für mul
tinationale Unternehmen 
müssen gefördert werden. 
Dazu benötigen wir eine 
Stärkung internationaler 
Organisationen. Menschen
rechte, Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie sowie so
ziale und ökologische Min
deststandards bedürfen ei
ner breiteren internationa
len Anerkennung. 

Zugleich gilt es, den 
weltweiten Schutz geistigen 
Eigentums durchzusetzen. 
Die Welthandelsorganisa
tion muss hierzu akzep
tierte Leitlinien und Regeln 
entwickeln. Nicht zuletzt 
kann auch der Klimaschutz 
nur durch international ab
gestimmtes Verhalten er
reicht werden. Entspre
chendes gilt für die Ver
besserung der Energieeffi
zienz. 

All dies gehört in den 
Deutschen Bundestag, aber 
auch auf die Agenda der Eu
ropäischen Union sowie der 
G-8-Staaten. So paradox 
dies klingen mag: Die in
ternationale Finanzmarkt
krise verbessert die Vor
aussetzung dafür, dass 
sich die Vorzüge der Sozia
len Marktwirtschaft welt
weit durchsetzen. Wenn uns 
dies gelingt, mag im Rück
blick die gegenwärtige Krise 
nicht nur als eine Chance, 
sondern als ein Durchbruch 
gewertet werden. 
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1 Finanzen 

Stabilisierung von Finanzmärkte1 
nutzt allen Bürgern 
Die weltweite Finanzkrise belastet auch die Funktionsfähigkeit des deutschen Finanzsystems. Deshalb hatten 

die CDU-geführte Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat letzte Woche innerhalb weniger Tage ein 

Maßnahmenpaket zur Stabilisierung der deutschen Finanzmärkte beschlossen. Am 2 0. Oktober 2008 hat die 

Bundesregierung dazu die Bedingungen festgelegt, unter denen Finanzunternehmen konkrete Hilfen des 

deutschen Staates erhalten können. 

Zur finanziellen Unterstützung von Finanzunternehmen wird ein Stabilisierungsfonds als Sondervermögen 

des Bundes angelegt. Die Deut sche Bundesbank ist mit der Verwaltung beauftragt. Finanzunternehmen, die 

Hilfe in Anspruch nehmen wollen, können zwischen drei verschiedenen Möglichkeiten wählen: 

• Sie nehmen staat liche Garantien durch den Fonds in Anspruch, die aber spätestens Ende Dezember 2012 

auslaufen müssen. 

• Sie können dem Fonds, in begrenztem Umfang, Anteile und Beteiligungen verkaufen und damit ihr 

Eigenkapital stärken. 

• Sie treten dem Fonds, in begrenztem Umfang, gefährdete Kredite oder Wertpapiere ab. 

Im Gegenzug können Unternehmen, die Hilfe beanspruchen, dazu verpflichtet werden, 

• keine Bonifi kationen und freiwillige Abfindungen an Manager zu zahlen, solange die staatliche Hilfe fließt. 

Die Vergütung der Manager ist an eine Obergrenze gebunden; 

• keine Dividenden an Vorstände, Manager und Aktionäre auszuschütten. An den Fonds dagegen können 

Dividenden ausgeschüttet werden; 

• eine nachhaltige Geschäftspoli tik zu betreiben, die unnötige Risiken und kurzfristiges Denken ausschließt; 

• ihre Kreditvergabe so auszugestalten, dass insbesondere kleine und mittlere Unternehmen genügend Kapital 
erhalten können. 

Die Finanzkrise hat gezeigt: Ungeregelter Kapitalismus funktioniert ebenso wenig wie Sozialismus. Zur 

Stabilisierung des Finanzsystems musste sofort gehandelt werden . Jetzt gilt es, auch den Märkten im inter· 

nationalen Rahmen eine klare Ordnung zu geben und Grenzen zu setzen, wo es erforderlich ist. Die Soziale 

Marktwirtschaft ist der geeignete Ordnungsrahmen, der Freiheit und Verantwortung zusammenführt. 

Die Mitte. CDU 
Yi Sd e· C D!l - B 1 m rle_c-o9pvh;fi.„-•-ll - • . „. 
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Perspektiven für den Osten Deutschlands 

Angela Merkel: Deutsche Einheit 
ist Erfolgsgeschichte 

Die CDU -Vorsitzende, Bundeskanzlerin Angela Merkel, im Gespräch mit den CDU-Ministerpräsidenten Dieter Althaus (Thüringen, v. I.), 
Stanislaw Tillich (Sachsen) und Wolfgang Böhmer (Sachsen-Anhalt) 

19 Jahre nach dem Fall der 
Mauer hat Bundeskanz
lerin Angela Merkel die 
Deutsche Einheit als „Er
folgsgeschichte" gewür
digt. Seit der Wiederverei
nigung hätten die Men
schen in den Neuen Län
dern „Unglaubliches ge
leistet", betonte Merkel 
am 10. Oktober vor über 
Tausend Teilnehmern des 
Perspektivkongresses der 
CDU in Dresden. 

In technologischen Zu
kunftsfeldern würden die 

Neuen Länder bereits heute 
Spitzenplätze einnehmen. 
Die Arbeitslosigkeit sinke. 
Heute gebe es allein in den 
Neuen Ländern 500000 Ar
beitslose weniger als noch 
2005. Zudem könnten sich 
die CDU-geführten Länder 
Sachsen und Thüringen re
gelmäßig über vordere Plät
ze bei den PISA-Studien 
freuen. 

Gleichwohl gebe es noch 
strukturelle Unterschiede. 
Daher wäre es „falsch, wenn 
wir heute schon von Chan-

cengleichheit sprechen", 
unterstrich die CDU-Vorsit
zende. Die unterschiedli
chen Ausgangslagen in Ost 
und West erforderten nach 
wie vor passgenaue Ant
worten. Geeignete Instru
mente, um die Neuen Län
der weiter voranzubringen, 
seien vor allem die For
schungsförderung und die 
Fortführung der Investi
tionszulage. 

Die Bundeskanzlerin be
tonte, die Deutsche Einheit 
gehöre zu den schönsten 

03108 



8 Perspektivkongress der CDU Deutschlands in Dresden 

Momenten der deutschen 
Geschichte. Zur deutschen 
Geschichte gehöre aber ne
ben vielen anderen As
pekten auch die SED-Dikta
tur. Die richtigen Schluss
folgerungen für die Zukunft 
ließen sich nur ziehen, wenn 
man über die Vergangen
heit Bescheid wisse. Die Ge
schichte der Deutschen Tei
lung und der SED-Dikta
tur müsste deshalb Be
standteil der öffentlichen 
Debatte in Deutschland 
werden. 

CDU-Vorsitzende Angela Merkel 

• 
Neue Länder sollen 
zu besten Regionen 

Europas aufschließen 

Die CDU-Vorsitzende be
tonte, dass trotz des bisher 
Erreichten noch viel zu tun 
sei. Deshalb forderte sie die 
Neuen Länder zu weiteren 
Anstrengungen auf. Sie 
müssten „zu den besten Re
gionen" in Europa gehören 
wollen. „Das ist der An
spruch, an dem sie sich mes
sen lassen müssen." 
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• 
Ronald Pofalla: 

Die CDU will in den 
Neuen Ländern die 
Nummer eins sein 

In seiner Rede zur Eröff
nung des Perspektiv-Kon
gresses hatte Generalse
kretär Ronald Pofalla mehr 
Respekt für die Lebensleis
tung der Menschen in den 
Neuen Ländern verlangt. 
Dabei betonte er ausdrück
lich, „das gilt sowohl für die 
Zeit vor als auch nach der 
Wende". Daneben bekräf
tigte er den Anspruch der 
CDU, als einzige Volkspartei 
der Mitte auch in den Neu
en Ländern klar die Num
mer eins zu sein. Die CDU 
sei seit 1945 immer ohne 
Wenn und Aber für die Ein
heit Deutschlands eingetre
ten, während die SPD 1987 
dieses Ziel für sich aufgege
ben habe. Die Linke habe 
unter dem Namen SED nach 
40 Jahren Diktatur, Unfrei
heit und sozialistischer 
Planwirtschaft erhebliche 
Erblasten materieller und 

immaterieller Art hinterlas
sen und viele Menschen um 
die Früchte ihrer Aufbau
leistung nach dem Zweiten 
Weltkrieg gebracht. 

Die Union stehe für Per
spektiven und Chancen für 
Ostdeutschland. Gemeinsa
mes Ziel bleibe es, die Rah
menbedingungen für Unter
nehmensansiedlungen wei
ter zu verbessern und die 
La ngze ita rbeitslosi gkeit 
weiter intensiv zu bekämp
fen. Hierzu werden die So
lidarpaktmittel bis 2019 un
verändert zur Verfügung 
stehen, die Investitionszu
lage Ost soll über 2009 ver
längert werden. Der Vor
sprung der Neuen Länder in 
den technischen Bereichen 
solle genutzt werden, um 
den Fachkräftemangel zu 
beheben. Das Wachstum 
der Länder Osteuropas bie
te eine Chance für Ost
deutschland, die es zu nut
zen gelte, beispielsweise 
durch Ausbau eines Trans
portkorridors von der Ost
see über die Adria zum 
Schwarzen Meer. Mit Blick 
auf die kommenden Wahl
kämpfe kündigte Pofalla ei
ne harte inhaltliche Ausein
andersetzung mit der Links
partei an. „Wir wollen Ehr
lichkeit, wo andere dema
gogisieren! Wir wollen Zu
kunft, wo andere die Ver
gangenheit verklären", sag
te er unter dem Beifall der 
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Kongressteilnehmer. Die 
Union werde die Li nkspartei 
nicht aus ihrer Verantwor
tung für das DDR-Regime 
entlassen. 

Die CDU werde den 
Menschen deutlich machen, 
dass die Linkspartei nicht 
eine einzige überzeugende 
Antwort für die politischen 
Herausforderungen unserer 
Zeit habe, sagte der Ge
neralsekretär weiter. Ihre 
Versprechungen seien nicht 
zu finanzieren; Einnah
men würden den vorgese-

Der neuen SPD-Füh
rung bescheinigte Pofalla, 
weder willens noch in der 
Lage zu sein, die inhalt
liche Auseinandersetzung 
mit der Linkspartei zu su
chen. Stattdessen setze sie 
ihren „Schlingerkurs" unter 
Steinmeier und Müntefe
ring fort. Der Generalse
kretär forderte die SPD un
missverständlich auf, end
lich zu klären, „wie sie zur 
Linkspartei und zu mögli
chen Bündnissen auf Lan
desebene steht". 

Forum 1, v. I. : Dr. Joachim Ragn itz (stv. Geschäftsführer ifo-lnstitut) , Ministerpräsident 

Dieter Althaus, Alexandra Gerlach {Moderatorin , Deutschlandfunk), Walter Botschat zki 

(Geschäftsführer Multicar, Wa ltershausen) 

henen Ausgaben gleich 
mehrfach gegengerechnet, 
um den Menschen Sand in 
die Augen zu streuen. über
all, wo die Linke Verantwor
tung getragen habe oder 
noch trage, gehe es bergab. 
Das galt für Sachsen-Anhalt 
oder für Mecklenburg-Vor
pommern, und das gilt auch 
für Berlin. 

• 
Forum 1: Zukunfts

gespräch Wirtschaft. 
„Wir müssen stolz auf 

das Erreichte sein" 

Ein wirtschaftlich selbst
bewusstes Ostdeutschland 
stellten Thüringens Minis
terpräsident Dieter Althaus, 
der Wissenschaftler Joachim 

Ragnitz und Multicar Ge
schäftsführer Walter Bot
schatzki beim „Zukunftsge
spräch Wirtschaft" vor. „Wir 
haben optimale Lebensbe
dingungen in Thüringen: 
gute Hochschulen, viel Kul
tur, eine moderne Infra
struktur und gute wirt
schaftliche Rahmenbedin
gungen", warb Landesvater 
Althaus für seinen Freistaat. 

Walter Botschatzki konn
te das aus der Praxis be
stätigen: „Früher war das 
Problem, dass wir zu we
nig Arbeitsplätze für ju
gendliche hatten. Das hat 
sich nun völlig geändert: 
Heute fehlen uns Auszu
bildende und Fachkräfte." 
Deshalb forderte er eine 
Stärkung des betriebsna
hen dualen Ausbildungssys
tems. Er begrüßte, dass dies 
auch im Antrag des CDU
Bundesvorstandes „Geteilt. 
Vereint. Gemeinsam. Per
spektiven für den Osten 
Deutschlands." zum Bunde
sparteitag im Dezember 
zum Ausdruck komme. Be
triebliche Ausbildung müs
se wieder Vorrang vor staat
lichen Maßnahmen haben, 
so der Unternehmer. 

Der stellvertretende Ge
schäftsführer des ifo-lns
tituts für Wirtschaftsfor
schung in Dresden, Joachim 
Ragnitz, forderte, die Förde
rung für wirtschaftliche In
novationen in den neuen 
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Bundesländern weiterzu
führen und auszubauen. 
Hierin stecke ein großes 
Potenzial. Thüringen ist 
zum Beispiel Nummer eins 
bei der Entwicklung und 
Produktion erneuerbarer 
Energien. Eine Tatsache, auf 
die Ministerpräsident Die
ter Althaus stolz ist: „Wir 
sind Technologieführer und 
Spitzen-Cluster in diesem 
ökologisch und ökonomisch 
existenziellen Wirtschafts
bereich." 

Die Diskutanten waren 
sich einig, dass diese Ent
wicklung nach 18 Jahren 
Sozialer Marktwirtschaft 
enorm sei. Walter Bot
schatzki lobte den Einsatz: 
„Die Menschen in Ost und 
West können stolz auf die
se Leistung sein." jetzt gehe 
es darum nach vorn zu 
blicken und diese Leistun
gen auch zu vermitteln. Bot
schatzki befürwortete ein 
stärkeres Marketing, das 
Politik und Wirtschaft ge
meinsam initiieren und vor
antreiben müssten. „Viele 
Unternehmer und Fachkräf
te in Westdeutschland ken
nen unsere Regionen gar 
nicht", bestätigte Dieter 
Althaus das Problem. An
dererseits würden noch im
mer viele in den Neuen Län
dern ausgebildete Arbeits
kräfte in den Westen ab
wandern. „18 Jahre Wieder
vereinigung wiegen eben 
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keine 40 Jahre Sehnsucht 
nach dem Westen auf", sag
te Dieter Althaus. Daran 
müsse dringend etwas ge
ändert werden. Er forderte, 
die positiven Entwicklungen 
stärker in den Vordergrund 
zu stellen, statt nur die ne
gativen. 

Volker ter Meulen, Präsi
dent der Deutschen Akade
mie der Naturforscher, Leo
poldina, in Halle. 

Um mehr Spitzenkräf
te in den Osten zu bekom
men unterstützte Professor 
ter Meulen das Ziel der 
CDU, die Bildung von Korn-

Forum 2, v. I.: Freya Klier, M,inisterpräsident Stanislaw Tillich, Alexandra Gerlach (Modera

torin), Prof. Dr. Volker ter Meulen (Präsident der Leopoldina, Halle) 

• 
Forum 2: Zukunfts

gespräch Kultur 
und Wissenschaft. 

Kultur bringt Wissen
schaft, Wissenschaft 

bringt Arbeit 

Die Bedeutung von Wissen
schaft und Kultur für die 
Schaffung neuer Arbeits
plätze in den Neuen Län
dern war zentrales Thema 
des zweiten Forums. Hierzu 
diskutierten die Autorin 
und Regisseurin Freya Klier, 
Stanislaw Tillich, Minister
präsident des Landes Sach
sen, sowie Professor Dr. 

petenzzentren voranzutrei
ben: „Man braucht mehr als 
ein oder zwei exzellente 
Leute, damit Universitäten 
ein gutes Renommee be
kommen." Die Hochschulen 
brauchten neben einem For
schungsrahmen ohne wirt
schaftlichen Druck die Zu
sammenarbeit mit Wirt
schaft und Gesellschaft vor 
allem für anwendungsorien
tierte Forschung und ziel
genaue Fachkräfteentwick

lung. 
Freya Klier wies darauf 

hin, dass ihrer Erfahrung 
nach negative Informatio
nen über die Neuen Län-
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der in vielen Fällen zu ei
ner Entscheidung westdeut
scher jugendlicher gegen ei
nen Studienplatz im Osten 
führten. Dabei sei die Stim
mung in Thüringen und in 
Sachsen sehr gut, dies 
komme aber im Westen oft 
nicht an. 

Klier forderte in diesem 
Zusammenhang auch, dass 
die inhaltliche Auseinan
dersetzung mit der Links
partei offensiver geführt 
werden müsse: „Wir müs
sen Fehlinformationen zur 
DDR-Geschichte und der Si
tuation heute berichtigen." 
Für sich selbst habe sie den 
Satz formuliert: „Du sollst 
dich erinnern!" Sonst, so 
Klier, könne man weder die 
Gegenwart verstehen, noch 
die Zukunft richtig ge
stalten. 

Als ermutigend empfin
de sie, dass in Gesprächen 
an Schulen auch seitens der 
Schüler heute vermehrt Fra
gen zu den Fehlentwicklun
gen in der DDR und den Fol
gen für die aktuelle Situati
on in den Neuen Ländern 
diskutiert würden. 

Einigkeit herrschte, dass 
auch die so genannten 
weichen Standortfaktoren 
für Investitionen beson
ders wichtig sind. „Die Men
schen müssen sich wohl
fühlen; hierzu gehört im
mer auch ein umfassen
des kulturelles Angebot", 

Forum 3, v. I.: Tina Hentschel (Studentin), Ministerpräsident Wolfgang Böhmer, Alexandra 

Gerlach (Moderatorin), Christian Reinboth Uungunternehmer aus Wernigerode) 

führte Stanislaw Tillich aus. 
Kultur- und Tourismusför
derung seien daher beson
ders wichtig, denn Kultur 
trage dazu bei, Werte zu 
vermitteln, und die Men
schen können aus Kultur 
Kraft schöpfen. 

Sachsens Ministerpräsi
dent Tillich sieht die Neuen 
Länder auf einem sehr gut
en Weg: Die Vernetzung 
der sächsischen Universi
täten mit der Wirtschaft von 
der Forschung über die Ent
wicklung zur Produktion 
und in alle gesellschaftli
chen Bereiche zahle sich 
aus. Die Absolventen aus 
dem Osten fänden durch
weg in ganz Deutschland 
Arbeitsplätze. 

Sein Fazit: „Es lohnt 
sich in Hochschulbildung 
und Kultur zu investieren, 
Grundlagen- und Spitzen
forschung auszubauen und 
die Innovationsförderung 
zu erweitern." 

• 
Forum 3: Zukunfts
gespräch Jugend. 

Vom Blick zurück und 
neuen Ideen 

Über Chancen und Perspek
tiven für junge Menschen 
in Ostdeutschland disku
tierten die 21-jährige Stu
dentin Tina Hentschel und 
Christian Reinboth, Jungun
ternehmer aus Wernigero
de, mit Sachsen-Anhalts Mi
nisterpräsident Wolfgang 
Böhmer. 

„Für mich persönlich gibt 
es schon gar kein Ost-West
Denken mehr", sagte Hent
schel in ihrem ersten Satz. 
„Es gibt ja schließlich ge
nauso wenig ein vergleich
bares Nord-Süd-Denken." 
Die Auswahl ihres Studien
ortes Dresden hatte allein 
mit den Studienbedingun
gen vor Ort und der Nähe zu 
ihrer Heimat im südostsäch
sischen Zittau zu tun. 
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„Die heutige Jugend hat 
alle Chancen, die meine Ge
neration auch gern gehabt 
hätte", betonte Minister
präsident Wolfgang Böh-

dienbedingungen, individu
elle Betreuung und nahezu 
unbegrenzte Forschungs
möglichkeiten. „Wenn wir 
erfolgreich sein wollen, kön-

Diskussion mit Ambiente: Teilnehmer des Perspektiv-Kongresses vor einem Airbus A330. 

mer. Deshalb sei ihm nicht 
bange um die Zukunft der 
Neuen Länder. längst böten 
diese mit einer Vielzahl von 
Ausbildungsmöglichkeiten 
und Arbeitsplätzen vielver
sprechende Perspektiven 
für junge Menschen, so dass 
die Abwanderung in den 
Westen kein Naturgesetz 
mehr sei. 

Dass der Weg auch in die 
andere Richtung führen 
kann, schilderte Christian 
Reinboth. Während seiner 
Schulzeit in Niedersachsen 
warben die Professoren aus 
der Harz-Universität Werni
gerode persönlich um po
tenzielle Studenten aus den 
alten Bundesländern. Ihre 
Argumente: Attraktive Stu-
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nen wir nicht nur die Model
le aus anderen Ländern ko
pieren", unterstrich Wolf
gang Böhmer. „Wir können 
nur durch neue Ideen in al
len Bereichen auf uns auf
merksam machen". Chris
tian Reinboth hat seine Ent
scheidung, nach Sachsen
Anhalt zu gehen, nach eige
ner Aussage noch keine Se
kunde bereut. Nach dem 
Studium blieb er seiner 
neuen Heimat treu und 
gründete im Jahr 2006 mit 
Unterstützung seiner Uni
versität die Firma „Harz 
Optics GmbH", die sich vor 
allem mit ihren innovativen 
Ideen im Bereich der opti
schen Industrie einen Na
men machte. 

Ministerpräsident Wolf
gang Böhmer appellierte 
aber auch an die Leistungs
bereitschaft der Menschen. 
Man könne nicht injeder Le
benslage immer nur nach 
dem Staat rufen. Aufgabe 
der Politik sei es von daher, 
die Menschen zu Leistung 
und Eigeninitiative zu moti
vieren, auch wenn man es 
mit diesem Standpunkt in 
vielen Diskussionen schwer 
habe. 

Dass insbesondere die 
Verklärung der DDR völlig 
falsch sei, machte Tina 
Hentschel an einem Beispiel 
deutlich: „Heute gehört ein 
Auslandssemester in einem 
Land meiner Wahl selbst
verständlich zum Studium. 
Das wäre doch früher gar 
nicht möglich gewesen." 
Daher müsse die damalige 
Lebenssituation der Men
schen in der DDR wieder 
stärker ins Bewusstsein ge
langen. Wolfgang Böhmer 
will hierzu insbesondere 
Eltern und Lehrer in die 
Pflicht nehmen: „Wir kön
nen doch nicht zulassen, 
dass sich die Linken mit 
ihrer nostalgischen DDR
Legende durchsetzen." Kon
kret schlugen die Diskutan
ten vor, beispielsweise den 
Besuch von Gedenkstätten 
in die Lehrpläne aufzuneh
men und verstärkt mit Zeit
zeugen ins Gespräch zu 
kommen. 
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Argumentation zum Gesundheitsfonds 
Die Lebenserwartung der 
Menschen steigt, gleichzei
tig werden immer weniger 
Kinder geboren, der medi
zinische Fortschritt steigt 
und der Umfang des Leis
tungskatalogs wird erwei
tert. An diese Entwicklung 
muss ein modernes Sozial
system angepasst werden. 
Das gilt auch für das Ge
sundheitssystem. 

Deswegen wird mit 
der Gesundheitsreform das 
deutsche Gesundheitswe
sen zukunftsweisend umge
staltet in den Strukturen, in 
der Organisation, in den 
Finanzen und im Bereich 
der Privatversicherung. Alle 
Maßnahmen haben das Ziel, 
die Qualität der Versorgung 
zu verbessern, Wahl- und 
Entscheid u ngsmöglich kei 
ten der Versicherten zu er
höhen und insgesamt durch 
Wirtschaftlichkeit, Transpa
renz, Wettbewerb und 
Bürokratieabbau die Finan
zierbarkeit der gesundheit
lichen Versorgung zu si
chern. 

Mit der Gesundheitsre
form haben wir für die Ver
sicherten Folgendes er
reicht: 

• Gute, wohnortnahe me
dizinische Versorgung 
Die CDU will, dass auch 

in Zukunft jeder in Deutsch-

land unabhängig von Ein
kommen, Alter oder gesund
heitlichem Risiko eine gute, 
wohnortnahe medizinische 
Versorgung erhält und alle 
am medizinischen Fort
schritt teilhaben können. Da
zu brauchen wir mehr Wett
bewerb und weniger Bü
rokratie im Gesundheitswe
sen, damit die Qualität wei
ter steigt und die Mittel effi
zienter eingesetzt werden. 
• Klarheit für Beitrags

zahler 
Der Gesundheitsfonds 

bringt mehr Transparenz 
in das Gesundheitssystem, 
weil zum ersten Mal die 
Einnahmen (Beitragsmit
tel, Steuermittel, Mittel der 
Rentenvers i ehe ru n gsträ
ger) und die Ausgaben 
(Zahlungen für jeden Versi
cherten in der jeweiligen 
Krankenkasse) für das Ge
samtsystem einander direkt 
gegenübergestellt werden 
können. 

Der Gesundheitsfonds 
an sich verteuert die Ge
sundheitskosten nicht. Er 
ist eine technische Größe 
(„Verrechnungsstelle"), die 
keinerlei Einfluss auf den 
Leistungskatalog der Kran
kenkassen für ihre Versi
cherten hat. Ursache für 
die höheren Betragssätze 
ist die allgemeine Ausga-

benentwicklung im Gesund
heitswesen, beispielsweise 
durch höhere Arzthonorare, 
mehr Geld für die Kranken
häuser und für mehr Pflege
kräfte sowie steigende Arz
neimittel preise. 
• Bundesweit einheitli-

cher Beitragssatz 
Alle Beitragszahler zah

len den gleichen Beitrags
satz. Die Bundesregierung 
hat auf der Basis der Er
gebnisse des Schätzerkrei
ses den paritätisch zu finan
zierenden Beitragssatz auf 
14,6 Prozent festgelegt. Zu
züglich der von den Mit
gliedern der gesetzlichen 
Krankenversicherung allein 
zu tragenden 0,9 Prozent 
Beitragspunkte bedeutet 
das einen Beitragssatz von 
15,5 Prozent. Damit wird 
die Grundlage für eine sta
bile Finanzierung der ge
setzlichen Krankenversiche
rung gelegt. 
• Finanzmittel aus dem 

Fonds für die Kranken
kassen 
Aus dem Fonds erhal

ten die Krankenkassen Fi
nanzmittel zur Deckung ih
rer Ausgaben. Im Einzel
nen handelt es sich hierbei 
um eine Grundpauschale 
je Versichertem sowie Zu
schläge zum Ausgleich der 
unterschiedlichen Risiko-
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strukturen der Versicher
ten. Hierbei wird die unter
schiedliche Versicherten
und Krankheitsstruktur be
rücksichtigt. Krankenkassen 
mit älteren und kränkeren 
Versicherten erhalten mehr 
Mittel als Krankenkassen 
mit einer Vielzahl an jun
gen und gesunden Versi
cherten. 
• Zu- und Abschläge 

Die Krankenkassen ar
beiten unterschiedlich wirt
schaftlichschon heute und 
auch in Zukunft. Der Un
terschied ist: Sie haben in 
Zukunft die Möglichkeit, 
ihren Versicherten etwas 
zurückzuzahlen oder müs
sen, wenn sie mit dem 
Durchschnittsbeitrag nicht 
auskommen, einen Zu
schlag zum Durchschnitts
beitrag erheben. Dieser 
darf ein Prozent des bei
tragspflichtigen Einkom
mens nicht übersteigen. Zu
satzbeiträge in einer Höhe 
von bis zu 8 Euro können 
ohne Einkommensprüfung 
erhoben werden. Wird ein 
Zusatzbeitrag erforderlich, 
muss die Krankenkasse ihre 
Mitglieder auf die Möglich
keit eines Kassenwechsels 
hinweisen. Dann kann das 
Mitglied zu einer günstige
ren Kasse wec;hseln. Das 
heißt, der Wettbewerb zwi
schen den Kassen wird in 
Zukunft für den Versicher
ten transparenter. 
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• Bündelung der Beiträge 
Die Beiträge werden wie 

bisher abhängig vom bei
tragspflichtigen Einkommen 
berechnet. Der Gesundheits
fonds bündelt künftig die 
Beiträge der Arbeitgeber, 
der Rentenversicherungsträ
ger und der Mitglieder der 
Krankenkassen. In den Fonds 
fließen ab 2009 auch die an
wachsenden Zuschüsse des 
Bundes aus Steuermitteln. 
Der Bund leistet zur pau
schalen Abgeltung der Auf
wendungen der Kranken
kassen für das Jahr 2009 
4,5 Milliarden Euro. Die Leis
tungen des Bundes erhöhen 
sich in den Folgejahren um 
jährlich 1,5 Milliarden Euro 
bis zu einer Gesamtsumme 
von 14 Milliarden Euro. 
• Beteiligung der Arbeit

geber und der Renten
versicherung 
Die Arbeitgeber und Ren

tenversicherungsträger be
teiligen sich auch weiterhin 
an den Gesundheitskosten. 
Deren Anteil beträgt die 
Hälfte des paritätischen Bei
tragssatzes. Die Verteilung 
der Beitragslast zwischen 
Arbeitgeber /Re ntenversi
cherungsträger und Arbeit
nehmer/Rentner entspricht 
damit der heutigen Relation. 
Dieser Anteil ist in Zukunft 
gleich, unabhängig davon, in 
welcher Krankenkasse man 
versichert ist. Das verringert 
die Bürokratie spürbar. 

• Stärkung des Wettbe
werbs 
Bisher gibt es nur Wett

bewerb um die Höhe des 
Beitragssatzes. Die faire 
Verteilung der Beitragsein
nahmen schafft künftig 
mehr Wettbewerb um die 
beste Qualität der Angebo
teum den besten Service: 
um die beste Betreuung, um 
die beste Versorgung der 
Versicherten. Die Versicher
ten können besser zwischen 
den Angeboten, den Leis
tungen und der Wirtschaft
lichkeit der einzelnen Kas
sen vergleichen. Die Kran
kenkassen müssen nun we
sentlich stärker als bisher 
wettbewerbsorientiert ar
beiten und den Wünschen 
der Versicherten entspre
chend unterschiedliche Leis
tungen zu unterschiedlichen 
Tarifen anbieten. Die Kran
kenkassen müssen über die 
Produkte also über ihre Leis
tungenkonkurrieren. 

Weitere Informationen 
zum Gesundheitsfonds 
finden Sie im Mitglieder
netz der CDU Deutsch
lands unter: 

www.cdunet.de. 
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CDU fördert Aufstieg durch Bildung 

Bundesministerin für Bi ldung und Forschung und Stellvertretende 

CDU-Bundesvorsit zende, Dr. Annette Schavan 

vor dem Schulab
schluss vorhande-

benötigten Schulen an sozia

len Brennpunkten besondere 
Aufmerksamkeit. Weiter sei 

es wichtig, Kinder mit Defizi

ten im sprachlichen Bereich 

rechtzeitig zu fördern, bei

spielsweise mit Sprachtests 

und unterrichtsbegleitenden 
Sprachprogrammen. 

Zu Beginn des Kongresses 

hatte CDU-Generalsekretär 

Ronald Pofalla Bildung als 

Auf dem Kongress „Auf
stieg durch Bildung - Wege 
in die Bildungsrepublik" der 
CDU Deutschlands hat Bun
desbildungsministerin An
nette Schavan eine positive 
Bilanz der eingeleiteten Bil
dungsreformen in Deutsch
land gezogen: 2008 wird es 
so viele Ausbildungsplätze 
wie seit der Wiedervereini
gung nicht mehr geben, sag
te sie in Berlin. 

ne Kompetenzen CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla 

Die Bildungsministerin for

derte weiter, die Zahl der 

Schul- und Ausbildungsab
brecher innerhalb der näch

sten fünf Jahre zu halbieren. 

Um die Ausbildungsreife der 
Schüler zu verbessern, sollten 

überprüft und ge

gebenenfalls durch gezielte 

Förderung verbessert werden. 
Auch die Übergänge zwischen 

beruflicher und akademischer 
Bildung sollen nach dem 

Willen der Bildungsministerin 

durchlässiger werden. 

Mit Blick auf den hohen 
Anteil junger Menschen mit 

Migrationshintergrund müss

ten die Schulen Teilhabe und 

Aufstiegschancen tatsächlich 

allen ermöglichen, so Ministe

rin Schavan. Deutschland kön

ne es sich nicht leisten, aufTa

lente zu verzichten. Deshalb 

„Ticket der jungen Generation 

für beruflichen Einstieg und 
die Chance für Aufstieg" be
zeichnet. Erst Bildung verset

ze Menschen in die Lage, 

„Verantwortung zu überneh

men und solidarisch zu leben". 

Weiter verlangten die Wis

sensgesellschaft des 21. Jahr
hunderts, die zunehmende 

internationale Verflechtung 

und der demografische Wan

del, dass Freiheit, Wohlstand 
und soziale Sicherheit in 

Deutschland neu begründet 
werden müssten. Deshalb ha-

03108 



16 Bildungskongress 

(Bild rechts) Teilnehmer im zweiten Diskus

sionsforum (v. I.): Dr. Wolfgang Schuster, 

Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart, 

Prof. Dr. Roland Wöller, Staatsminister für 

Kultus des Landes Sachsen, Henry Tesch, 

Minister für Bildung, Wissenschaft und Kul

tur des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 

Elisabeth Heister-Neumann, Niedersächsi-

sche Kultusministerin, Prof. Dr. Wolfgang 

Stock, Moderator, Prof. Dr. johanna Wanka, 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung 

und Kultur des Landes Brandenburg. 

be Bundeskanzlerin Angela 

Merkel den Startschuss für 

den Aufbruch in die Bildungs

republik Deutschland gege

ben, bekräftigte der CDU-Ge

neralsekretär. „Die Bildungs

republik ist ein Land, das den 

Zusammenhalt der Gesell

schaft stärkt und offen für 

neue Ideen ist. Dafür wird sich 

die CDU weiter einsetzen", so 
Ronald Pofalla. 

Daneben stärke die Bil

dungsrepublik den Zusam

menhalt in unserer Gesell

schaft, weil sowohl die Talen

te in der Breite als auch in 
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der Spitze gefördert wür

den, betonte Brandenburgs 

Wissenschaftsministerin Jo

hanna Wanka in ihrem Schluss

wort. Allen Kindern und ju

gendlichen Aufstieg durch 

Bildung zu ermöglichen, sei 

heute mehr denn je eine 

Frage der Gerechtigkeit. „Die 

soziale Herkunft darf nicht 

über den Bildungserfolg ent

scheiden", bekräftigte johan

na Wanka. 

(Bild links) Teilnehmer im ersten Diskus

sionsforum (v. I.): Prof. Dr. Manfred 

Prenzel, Professor für Pädagogik an der 

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 

Ulrich Wiethaup, Schulleiter der Elly

Heuss-Knapp-Schule in Neumüster, 

Helgard Woltereck, Ehemalige Leiterin 

einer Hauptschule in Stuttgart-Deger

loch, Autorin des Buches „Das vergessene 

Drittel. Rettet die Hauptschüler!", 

Prof. Dr. Richard Merk, Geschäftsführer 

der Fachhochschule des Mittelstands 

(FHM) Bielefeld, Barbara Loos, Schul

leiterin des Max-Born-Gymnasiums in 

Germering, Jörg Schwarzrock, Schüler 

der 13. Klasse des Goethe-Gymnasiums in 

Berlin-Wilmersdorf, Kurssprecher. 

Videos zum Kongress finde 

unter: www.youtube.de/cd , 
Auf seiner Sitzung am 13. 

tober fasste das Präsidiu111 

CDU Deutschlands den 

schluss „Auf dem Weg zu 

dungsrepublik. Gemeinsa 

dung in Deutschland stär 

Den Beschluss finden Sie u 

www.cdu.de. 
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Annette Schavan 

Auf dem Weg zur Bildungsrepublik 
Deutschland ist auf dem 
Weg zur Bildungsrepublik. 
Denn Bildungschancen er
öffnen individuelle Le
benschancen für kulturelle 
Teilhabe, für beruflichen 
Erfolg sowie für Entwick
lung und Innovation in 
unserem Land. Deshalb 
hat der Bundesvorstand 
am 13. Oktober ein Posi
tionspapier zur Bildungs
politik beschlossen. Das 
Ziel: Gemeinsam Bildung 
in Deutschland stärken. 
Wir wollen Bildung für je
den, ein Leben lang. Damit 
machen wir Aufstieg durch 
Bildung möglich. 

Gute Bildung, mehr 
Durchlässigkeit im Bil -
dungssystem und neue Auf
stiegswege sind wichtiger 
denn je. Für uns steht daher 
fest: Je früher Bildung be
ginnt, desto besser können 
Talente gefördert und 
Schwierigkeiten behoben 
werden. 

• 
Vielfalt statt Einheit 

Bildung ist kein einmaliges 
Ereignis, sondern ein fort
währender Prozess, der sich 
auch im Berufsleben und 
später fortsetzen muss. Um 
jeden nach seinen Fähigkei -

Annette Schavan, stellvertretende Vorsit

zende der CDU Deutschlands und Bun

desministerin für Bildung und Forschung 

ten bestmöglich zu fördern, 
gilt für uns der Grundsatz 
„Vielfalt statt Einheit". Das 
heißt für uns auch, dass wir 
die Durchlässigkeit verbes
sern müssen. Ein einmal ein
geschlagener Weg darf 
nicht in einer Sackgasse en
den, sondern muss neue An
schlusswege ermöglichen. 

In diesem Prozess wollen 
wir die frühkindliche Bil
dung weiter stärken. Dafür 
müssen wir die Bildungs
angebote der Kindertages
stätten verbessern und das 
letzte Jahr vor der Einschu
lung kostenlos anbieten. Im 
Schulsystem setzen wir auf 
eine durchlässige Gliede
rung, die jugendliche gemäß 
ihren Begabungen fordert 
und fördert. Deshalb steht 
für uns ganz klar fest, dass 
wir den Weg in die Einheits-

schule nicht mitgehen. Dar
über hinaus müssen wir die 
Berufsausbildung besser auf 
die Bedürfnisse der Auszu
bildenden abstimmen und 
mehr junge Menschen nicht 
nur nach dem Abitur, son
dern auch nach einer Ausbil
dung oder aus dem Berufs
leben heraus für ein Studi
um gewinnen. 

• 
Gehen den Weg 

in die Einheitsschule 
nicht mit 

Zur Bildungsrepublik gehört 
der Ehrgeiz, unser Bildungs
und Wissenschaftssystem zu 
einem der weltweit besten 
auszubauen. Dazu brauchen 
wir einen Qualitätsrahmen 
und die nötigen Investitio
nen. Bildungsstandards ga
rantieren nicht nur Ver
gleichbarkeit, sie machen 
auch Mobilität besser mög
lich. Unser Ziel ist es, bis 
zum Jahr 2015 zehn Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts 
in die Zukunft und damit in 
Bildung und Forschung zu 
investieren. Damit eröffnen 
wir mehr Menschen indivi
duelle Lebenschancen und 
machen Deutschland stark 
für den globalen Innovati
onswettbewerb. 
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18 Große Koalition 

Koalitionsausschuss 

Union bleibt Motor 
in der Großen Koalition 

In ihrer Koalitionsausschuss

Sitzung am 5. Oktober 2008 
hat die CDU-geführte Bun
desregierung mit der Stabi
lisierung der Sozialversiche
rungsabgaben und der Stär
kung der Familien weitere 
wichtige Weichen für mehr 
Wachstum und Arbeit ge
stellt. 

Dabei haben sich CDU 
und CSU mit ihren Forde
rungen nach einer Senkung 
des Beitragssatzes zur Ar
beitslosenversicherung auf 
2,8 Prozent durchgesetzt. 
Die SPD wollte die Arbeit
nehmerinnen und Arbeit
nehmer weniger stark ent
lasten. Damit wurde der 
Beitrag zur Arbeitslosen
versicherung seit dem Re
gierungswechsel 2005 von 
6,5 Prozent auf 2,8 Prozent 
mehr als halbiert! Die Be
schäftigten in Deutschland 

werden dadurch um jährlich 
rund 29 Milliarden Euro ent
lastet. 

Ab Januar 2010 werden 
die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer weitere knapp 
neun Milliarden Euro spa
ren, da der Steuerabzug von 
Vorsorgeaufwendungen für 
die Kranken- und die Pflege
versicherung deutlich ver
bessert wird. Auf eine trag
fähige Lösung einigte sich 
die Koalition beim Gesund
heitsfonds. Ab dem 1. Janu
ar 2009 gilt in der gesetzli 
chen Krankenversicherung 
ein einheitlicher Beitrags
satz von 15,5 Prozent, um 
ein leistungsstarkes und 
solidarisches Gesundheits-. 
system zu erhalten. Damit 
wurde ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen den 
Interessen der Versicherten 
und den Interessen der 

FLUGBLATT 

Unionbleibt Motor 
der Gl"oßen Koi litlon 
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Zu diesem Thema hat die CDU-Bun
desgeschäftsstelle ein Flugblatt der 
Woche erarbeitet. 
Dieses Flugblatt können Sie im Mitglie
dernetz der CDU unter www.CDUnet.de 
im PDF-Format für Ihre Arbeit vor Ort 
herunterladen. 

Krankenkassen, die 15,8 Pro
zent gefordert hatten, ge
funden. 

Die Koalition hält mit die
sen Regelungen die durch
schnittl iche Beitragssatz
höhe der paritätisch zu fi
nanzierenden Sozialversi
cherungsabgaben stabil. Die 
Lohnzusatzkosten bleiben 
gering, eine wichtige Vor
aussetzung für weitere neue 
Arbeitsplätze. 

Darüber hinaus hat die 
CDU-geführte Bundesregie
rung die Familien weiter ge
stärkt . Der Kinderfreibetrag 
wird zum 1. Januar 2009 
um rund 200 Euro auf 6.000 
Euro - erhöht. Gleichzeitig 
steigt das Kindergeld für die 
ersten beiden Kinder um 
zehn Euro, ab dem dritten 
Kind sogar um 16 Euro pro 
Monat. Damit wird die For
derung von Bundesfamili
enministerin Ursula von der 
Leyen nach einer stärkeren 
Staffelung des Kindergeldes 
abhängig von der Anzahl 
der Kinder umgesetzt. 

Diese Weichenstellun
gen in Richtung Zukunft 
machen deutlich: Die Union 
ist und bleibt Garant für 
Stabilität und Motor der 
Großen Koalition! 
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Volker Kauder 

Die Rettungsaktion hilft allen! 
Der Bund hat ein in der 
deutschen Finanzgeschich
te beispielloses Rettungs
paket auf den Weg ge
bracht. Es geht dabei um 
nicht weniger als um die 
Rettung unseres markt
wirtschaftlichen Systems, 
um Arbeitsplätze, Wachs
tum und Wohlstand. Es 
geht um die Verhinderung 
eines Flächenbrandes. Mit 
verschiedenen Maßnah
men in Milliardenhöhe, in 
erster Linie durch Garanti
en des Bundes, aber in Not
fällen auch durch Beteili
gungen an angeschlagenen 
Instituten, sollen Markt
teilnehmer das Vertrauen 
zwischen den Banken zu
rück gewinnen und die Fi
nanzmärkte in Deutschland 
stabilisiert werden. 

Trotz aller daran laut ge
wordenen Kritik gibt es im 
Interesse des Gemeinwohls 
zur Rettung keine Alternati
ve. Die Schäden für die All
gemeinheit wären im Falle 
der Untätigkeit der Bundes
regierung unabsehbar gewe
sen. Eines ist aber klar: Die 
Hilfe gilt Bürgerinnen und 
Bürgern unseres Landes und 
zielt nicht auf die Rettung 
verantwortungslos handeln
der Bankmanager. Und die
jenigen Banken, die die Hilfe 

Volker Kauder, Vorsitzender 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

in Anspruch nehmen, wer
den das zu unseren Bedin
gungen tun, zu Bedingun
gen, die allein dem öffentli
chen 1 nteresse verpflichtet 
sind. übersteigertes Profit
streben und verantwor
tungslose Risikobereitschaft 
dürfen nicht auch noch be
lohnt werden. 

Die Frage, ob und mit 
welcher Summe der Steuer
zahler aus der Bürgschaft 
letztlich in Anspruch genom
men wird, kann zum jetzigen 
Zeitpunkt niemand beant
worten. Wir haben aber allen 
Grund anzunehmen, dass 
die gefundene Lösung den 
Steuerzahler so wenig wie 
möglich belastet. Es wird si
chergestellt, dass die Ver
mögen der betroffenen Ban
ken in voller Höhe haften, 
bevor der Steuerzahler auch 
nur einen Euro zuschießt. 

Und selbst dann muss alles 
zurückgezahlt werden, be
vor die Anteilseigner wieder 
Dividenden sehen. 

Die Auswirkungen der 
Globalisierung der Finanz
märkte haben nicht nur die 
Finanzinstitute weltweit kalt 
erwischt, sie stellen auch den 
Gesetzgeber vor die Aufga
be, neue Rahmenbedingun
gen für die Finanzmärkte zu 
schaffen. Wir werden es 
nicht weiter hinnehmen, 
dass eine lebenswichtige 
Branche im Interesse kurzfri
stiger Gewinninteressen Ein
zelner an den Rand des Ruins 
getrieben wird. Markttrans
parenz, weltweite Eigenkapi
talstandards und ethisch ver
antwortliches Handeln jedes 
einzelnen Marktteilnehmers 
sind wichtige Punkte zur Lö
sung der Probleme. In der 
Krise liegt die Chance insbe
sondere für uns Europäer, 
unsere Vorstellungen von 
Finanzaufsicht und Markt
regulierung durchzusetzen. 
Bundeskanzlerin Angela Mer
kel hat in der jüngeren Ver
gangenheit mehrfach Vor
stöße auf internationaler 
Ebene in diese Richtung un
ternommen. Die Ereignisse 
dürften unsere Verhand
lungsposition dramatisch 
verbessert haben. 
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Werner Langen 

Finanzmarktkrise zeigt 
europäische Handlungsfähigkeit 

Immer neue Hiobsbotschaf
ten gingen in den letzten 
Wochen um den Globus. No
tenbanken und Staaten wa
ren kurzfristig als Krisenma
nager gefordert. 

Seit Längerem steht fest, 

dass der internationale Fi

nanzmarkt strengere Regeln 

und eine starke Aufsicht 
braucht. Nach einem Jahr

zehnt der ungeregelten Fi

nanzmarktexpansionen zei

gen sich erhebliche Regulie

rungslücken, überzogene An

reizsysteme und gewaltige 

Managementprobleme. Re

gierungen und Notenbanken 
haben schnell und besonnen 

reagiert, um Vertrauen zu

rückzugewinnen und die Li
quidität der Märkte zu sichern. 

Erste Erfolge haben sich 

schnell eingestellt. Dabei ha

ben die Mitglieder der Euro

Zone auf die Erfahrungen und 

Gremien der gemeinsamen 

europäischen Währung zu

rückgreifen können. Ohne den 

Euro wäre eine Spekula

tion gegen einzelne Währun

gen nicht auszuschließen ge

wesen. 

Die Bundesregierung hat 

unverzüglich eine politische 

Garantie für die Sicherheit des 

bewährten deutschen Ban-
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Werner Langen, Vorsitzender der CDU/ 

CSU-Gruppe im Europäischen Parlament 

kensystems bzw. für Sparein

lagen abgegeben. Forderun
gen nach einem gemeinsamen 

europäischen Sicherheits
fonds nach US-Vorbild sind zu 

Recht abgelehnt worden, da 

eine einheitliche europäische 

Fi na nzma rktgesetzgebu ng 

und eine europäische Aufsicht 

bzw. Koordinierung unter der 
Führung der unabhängigen 

europäischen Zentralbank 

noch nicht vorhanden sind. 

Seit Jahren fordert das Eu

ropäische Parlament die EU

Kommission auf, Vorschläge 

für eine solche einheitliche eu

ropäische Finanzmarktgesetz

gebung vorzulegen. Dabei ste

hen mehr Transparenz, stär

kere Eigenkapitalvorschriften, 

Bilanzierungsstandards, Ver

braucherrechte und eine ein

heitliche Überwachung auf 

europäischer Ebene im Vor

dergrund. Die Finanzmarktbe

reinigung wird zu einer in

ternationalen Neubewertung 
der realen Wirtschaftstätig

keit führen. Hier haben Euro

pa insgesamt und vor allem 

Deutschland gute Karten. Un

sere starke industrielle und 

technologische Basis und un

sere nachhaltige Einbindung 

in die reale Weltwirtschaft 

werden sich als Stärken erwei

sen. Nicht der Markt hat ver

sagt, sondern die politischen 
Vorgaben in den USA und die 

Rahmenbedingungen waren 

falsch bzw. unzureichend. 
Aufgabe der Politik, auch 

auf der EU-Ebene, wird es sein, 

stärker proaktiv tätig zu wer

den und internationale Rah

menbedingungen zu setzen, 

die weiterhin Gewinne und In

vestitionen ermöglichen, aber 

Finanzmarktaufblähung und 

Spekulation spürbar vermin

dern. Der Euro ist dabei ge

meinsamer Anker für die not

wendige Harmonisierung in 
Europa und für weltweite 

Stabilität. In der Hektik der 

Marktschwankungen hat die 

Bundesregierung kühlen Kopf 

bewiesen, die EU-Kommis

sion allerdings Defizite offen 

gelegt. 
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Die CDU wächst wieder 
Die CDU Deutschlands hat 
im September zum zwei
ten Mal in Folge einen 
Mitgliederzuwachs zu ver
zeichnen. Die Botschaft 
lautet: Die CDU wächst 
wieder! Seit Juni, als die 
CDU zum ersten Mal in 
ihrer Geschichte die SPD 
bei den Mitgliederzahlen 
überholt hatte, ist der Ab
stand gegenüber der SPD 
auf fast 5 000 Mitglieder 
mehr gestiegen. 

„Die Zahlen machen 
deutlich, dass es bei der 
Mitgliederwerbung in erster 
Linie auf überzeugende, zu
kunftsweisende Politik an
kommt", so CDU-General 
sekretär Ronald Pofalla. Der 
Versuch der SPD, allein 
durch Austausch der Füh
rungsmannschaft Zukunfts
kompetenz zu suggerie
ren, sei fehlgeschlagen; der 
„Stei n meier-Mü nteferi ng
Effekt" sei verpufft. 

Die CDU wird ihre Mit
gliederwerbung in den kom
menden Monaten weiter 
intensivieren. 

„Durch die gezielte An
sprache von Frauen konnte 
deren Anteil bei Neueintrit
ten deutlich gesteigert wer-

den", so der Generalsekre
tär. Jetzt werde die CDU 
diese direkte Ansprache 
weiter ausweiten. 

„Unser Ziel ist es, dass 
wir spätestens ab 2009 dau
erhaft Mitgliederzuwächse 
erreichen." 

MITGLIEDERZAHLEN CDU - SPD 
IM 3. QUARTAL 2008 

530 533 
529980 530282 

527 087 

Juli August 

... KONSTITUIERT 

In Berlin hat sich der Arbeitskreis Hoch
leistungssport konstituiert. Mit Eber
hard Gienger als Vorsitzenden hat die 
Union eine herausragende Persönlich
keit gewonnen. 

ameister und dreifacher Welt-Cup-Sie
ger am Reck. Er sitzt heute im Vorstand 
der Stiftung Deutsche Sporthilfe, ist Vize
präsident Leistungssport des Deutschen 
Olympischen Sportbundes (DOSB) und 
gehört seit 2002 der CDU/CSU-Fraktion 
des Deutschen Bundestages an. 

Eberhard Gienger war unter anderem 
mehrfacher Deutscher Meister, Europ-
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Otto Wulff als Vorsitzender bestätigt 
Die Senioren-Union hat 
auf Ihrem 12. Bundesde
legiertentag in Wiesbaden 
am 6. Oktober ihren Vor
sitzenden Prof. Dr. Otto 
Wulff mit 97 ,8 Prozent der 
Stimmen im Amt bestä
tigt. Wulff, der auch Mit
glied des CDU-Bundesvor
stands ist, erzielte damit 
das beste Ergebnis in sei
ner bisher sechsjährigen 
Amtszeit. Wulff war erst
mals 2002 zum Chef der 
CDU-Vereinigung gewählt 
worden. 

Die CDU-Vorsitzende, 
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, wurde mit großem 
Beifall empfangen. Ihr und 
der CDU sicherte Otto Wulff 
die uneingeschränkte Unter
stützung der Senioren-Uni
on im „Superwahljahr 2009" 
zu: „Wir wollen, dass Sie 
Bundeskanzlerin bleiben, 
und wir werden dafür mit al
ler Kraft kämpfen." In ihrem 
Grußwort dankte Angela 
Merkel der Senioren-Union 
für ihre engagierte Arbeit. Es 
müsse deutlich gemacht 
werden, dass Erfahrung und 
Wissen der Älteren unver
zichtbare Werte in unserer 
Gesellschaft seien. jung und 
Alt könnten voneinander 
lernen und sich zum beidsei 
tigen Vorteil gegenseitig un
terstützen. 
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Bundeskanzlerin Angela Merkel gratulierte Otto Wu lff zur Wiederwahl 

• 
Wulff fordert „Union 
der Generationen" 

Schon in seinem Rechen
schaftsbericht hatte Otto 
Wulff alle Gliederungen der 
CDU aufgerufen, sich als 
„Union der Generationen" 
von jung und Alt zu verste
hen: „Wir wollen weder eine 
Altenrepublik noch eine Al 
tenpolitik." Die Zukunft Ih
rer Kinder und Enkel liege 
gerade den Senioren be
sonders am Herzen. 

Ziel der diesjährigen 
Bund esdelegi erte nve r 
sammlung sei es, die älte
ren Bürger zu motivieren, 
sich politisch einzubringen 
und an den zahlreichen 

Wahlen im kommenden 
Jahr teil zunehmen, so Otto 
Wulff. Dazu gehörten die 
Europawahlen im Juni, die 
Bundestagswahl im Sep
tember sowie die vier Land
tagswahlen in Sachsen, Thü
ringen, im Saarland und in 

Brandenburg. 
Zudem forderte der alte 

und neue Vorsitzende der 
Senioren-Union mehr Mit
spracherechte für die Senio
ren, denn die Älteren wür
den künftig in Wirtschaft 
und Gesellschaft unver
zichtbar. „Die Politik muss 
mit uns Politik machen. 
Wir lassen uns nicht auf 
den Balkon der Gesellschaft 
nur zum Beobachten set
zen", betonte Otto Wulff. 
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Frauen an der Spitze Frauen an die Spitze 
Die Frauen Union der CDU 
lud ein und viele erfolgrei
che Frauen kamen. Frauen, 
die es an die Spitze ge
schafft haben. 100 Frauen 
aus Politik, Wirtschaft, 
Medien und Gesellschaft 
versammelten sich im Sep
tember zur Veranstaltung 
„Frauen an der Spitze -
Frauen an die Spitze" im 
Konrad-Adenauer-Haus in 
Berlin. 

Die Vorsitzende der Frau

en Union, Maria Böhmer, und 

Maria Böhmer, Vorsitzende der Frauen 

Union der CDU Deutschlands 

Vernetzung war das Stich

wort des Abends: Bei allem 

Bemühen um mehr Chancen

gerechtigkeit bleibt der Erfah

ru n gsa usta usch 

der Frauen unter

einander ein zen

traler Baustein 

für ihren Auf

stieg. Die ge

schäftsführende 

Gesellschafterin 

des Hörverlages, 

Claudia Baumhö-ssionsrunde: (v. I.) Claudia Baumhöver, Nicola Leibinger-

1üller, Christine Eichel, Susanne Klöß und Petra Ledendecker ver, startete mit 

einem lebendigen Einstieg ins 

Thema. Sie schilderte ihre 

reichhaltigen Erfahrungen in 

der männlich geprägten Ver

lagswelt des deutschen Buch

handels. Die Verlegerin des 

Jahres 2007 hat den Hörverlag 

aufgebaut und das Medium 

Hörbuch auf dem deutschen 

Markt etabliert. Sie hat die 

Chance gesehen und ergrif

fen, als ihr 1994 das Angebot 

zum Aufbau des Hörverlages 

gemacht wurde. Im Gegen-

Schatzmeisterin Ingrid Haa

sis-Blank freuten sich über 

die gute Resonanz auf dieses 

erste Netzwerkerinnentref
fen. Frauen aus dem gesam

ten Bundesgebiet, die Ent

scheidungspositionen in Wirt

schaft, Politik und Gesell

schaft besetzen, dokumen

tierten: Wir brauchen noch 

mehr Frauen in Schlüsselposi

tionen! „Frauen an die Spitze" 

- das ist die politische Zielset
zung der Frauen Union. 

satz zu zahlreichen Männern, 

die ein solches Wagnis nicht 

eingehen wollten. Mutig ist 

Claudia Baumhöver ihren 

Weg gegangen, der sie auch 
als erste Frau in der 200-jähri

gen Geschichte in den Auf

sichtsrat der Brockhaus AG 

führte. 

Anschließend verdeut-

lichte Claudia Baumhöver in 

einer Diskussion mit der 

Vorsitzenden der Geschäfts

führung der Trumpf GmbH, 

Nicola Leibinger-Kammüller, 

der Präsidentin des Verban

des deutscher Unternehme

rinnen, Petra Ledendecker, 

und Susanne Klöß, Managing 

Director bei Accenture, die 

Notwendigkeit eines intensi

ven Netzwerkens. Anders sei 

eine stärkere Repräsentanz 

von Frauen in Führungsposi

tionen nicht zu erreichen. Ne

ben erfolgreichen Unterneh

mensgründungen träten auch 

Töchter immer öfter in die 

Fußstapfen ihrer Väter. Nicola 

Leibinger-Kammüller führt als 

Unternehmensnachfolgerin 

ihres Vaters die Geschäfte der 

Trumpf Gruppe. 

Später gab es bei einem 

Abendessen die Gelegenheit, 

die eigenen persönlichen Er

fahrungen einzubringen und 

Politikerinnen in verantwort

lichen Positionen kennen zu

lernen. 
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Immer gut informiert: 

„CDU TV" bietet Blick hinter die Kulissen 

communlty 

~ ..... o.1111: .... 

Mit „CDU TV" 

hat die CDU seit 
diesem Sommer 
einen eigenen 
Kanal beim welt
weit beliebtes
ten Videoportal 
YouTube.Neben 
vielfältigen poli
tischen Informa
tionen in einem 

neuen, innovati
ven Format er
halten Sie aber 
auch einen Blick 
hinter die Kulis-

...... ... ...„: 1.121 

sen. Sie finden „CDU TV" un
ter www.youtube.de/cdutv. 
Wir haben für Sie ein paar 
Tipps, welche Möglichkeiten 
Ihnen der CDU-YouTube-Ka-
nal bietet. 

Neues Konto/ 
Anmelden: 

Sie können sich auf CDUTV al

le Videos anschauen, ohne re

gistriert zu sein. Damit Sie Vi

deos anderer Nutzer bewer

ten oder kommentieren kön

nen oder um Ihre Lieblings

Kanäle zu abonnieren, können 

Sie sich bei YouTube in weni

gen Schritten anmelden. 

In hoher Qualität 
ansehen: 

Die CDU TV-Videos wurden in 

einer hohen Bildqualität auf-
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genommen und haben nahezu 

TV-Format. Wenn Sie über ei

ne schnelle DSL-Leitung ver

fügen, klicken Sie einfach auf 

den Link und sehen Sie die 

CDU TV-Videos in bester Bild

qualität. 

Einbetten: 
YouTube-Videos kann man 

in wenigen Schritten auch 

auf eigene Webseiten einbin

den. Im CDU-Mitgliedernetz 

unter www.cdunet.de steht 

Ihnen eine Anleitung bereit, 

wie Sie den YouTube-Player in 

Ihre Webseite integrieren 

,können. 

Bewertungen: 
Alle bei YouTube registrier

ten Mitglieder können Videos 

mit einem Stern (schlecht) bis 

zu maximal fünf 

Sternen (super) 

bewerten. 

Kom
mentare· 

Was auch imme~ 

Sie zu einem 

Video schreiben 

möchten: Hier 

können Sie es 

tun! Schreiben 

Sie was Ihnen 

gefällt oder was 

nicht und disku

tieren Sie mit 

anderen Besuchern! 

Abonnieren: 
Damit Sie nicht verpassen, 

wann das neueste Video 

auf „CDU TV" veröffentlicht 

wurde, können Sie Ihren Lieb

lingskanal abonnieren. An

schließend erhalten Sie per 

E-Mail regelmäßig Informa

tionen über die aktuellsten 

Yideos. 

Weiterleiten: 
Mit dieser Funktion können 

Sie Ihre Lieblingsvideos ganz 

einfach per E-Mail an Freun
de und Bekannte weiter

leiten. Diese können das 

Video anschließend mit ei

nem Klick anwählen und an

schauen. 
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Wahljahr 2009: 

Konrad-Adenauer-Haus 
Service-Center für die Verbände 

Mit Europawahl, Bundes- Ab Anfang nächsten 
tagswahl, vier Landtags- Jahres wird es für die Kreis-
wahlen und diversen Korn- . verbände und die Kandi -
munalwahlen wird 2009 daten wieder ein Wahl-
ein Jahr, das von allen Mit- kampfhandbuch geben, in 
gliedern der CDU, von un- dem Tipps und Hinweise zur 
seren Vorstandsmitglie- Strategie und Wahlkampf-
dern, Abgeordneten und führung enthalten sein wer-
Kandidaten viel Einsatz den. 
verlangt. 

Damit die Wahlkämpfe 
in den Verbänden reibungs
los laufen können und um 
unsere Kandidaten best
möglich zu unterstützen, 
hat die CDU-Bundesge
schäftsstelle ein umfangrei
ches Servicepaket in Vorbe
reitung, das wir auf dem 
Bundesparteitag im Dezem
ber 2009 in Stuttgart vor
stellen werden. 

• 
Kandidatenservice 

Schon seit September steht 
der Kandidatenservice im 
Konrad-Adenauer-Haus den 
nominierten Kandidaten zur 
Europa- und Bundestags
wahl zur Verfügung. An
sprechpartnerin ist Rita 
Haßdenteufel, die unter der 
Nummer 030 22070-233 zu 

erreichen ist, oder unter der 
E-Mail: rita.hassdenteufel@ 
cdu.de. Alle relevanten Infor
mationen werden außerdem 
im Internet bereitgestellt. 

• 
Werbelinie und 

Kandidaten-Werbe
mittel 

Nach dem Bundesparteitag 
werden basierend auf der 
aktuellen Werbelinie der 
CDU Deutschlands, die Ge
staltungsrichtlinien zur Eu
ropawahl festgelegt. 

Sobald die Werbelinie für 
die Europawahl feststeht, 
können über den Kandi
datenservice wieder perso
nalisierte Werbemittel wie 
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Prospekte, Plakate, Klein- Netz auf das öffentliche ben. Die Werbemittel wer· 
den ab März 2009 im Onli
ne-Shop angeboten. Alle 
Kandidaten und Verbände 
werden rechtzeitig vor Er
scheinen über die verschie· 
denen Produkte, Preise 
und Bestellmodalitäten in
formiert. 

werbemittel und Teamaus- Netz umziehen. 
stattungen bestellt werden. 

• 
• Kleinwerbemittel 

CDU-Shop 
Eigens zur Europawahl wer-

Der CDU-Shop wird zum den wieder eigene Klein-
Parteitag vom internen werbemittel herausgege-

„Wir stellen die Systemfrage!" - das sag
te der Vorsitzende der Linkspartei Lot
har Bisky. Ein Ausrutscher war sein 
Schlachtruf nicht: Das Programm der 
Linken ist eine Sammlung extremer Posi
tionen. Die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
hat die Fakten über die Linkspartei in ei
ner Dokumentations- und Flugblattreihe 
zusammengetragen. Diese finden Sie in 
der rechten Spalte auf www.cdu.de 

Dokumentationen: 
„Alte Erblasten und erneuerte Res
sentiments" 
Das Führungspersonal der Linkspartei. 
„Beschönigen, Verharmlosen, Leug
nen" 
Wie die Linkspartei mit der eigenen 
Vergangenheit und begangenem Un
recht umgeht. 

• „finanzieller Offenbarungseid" 
Wie die Linkspartei unser Land in den 
Ruin treiben will. 

• „Programmatischer Plattenbau" 
Die Programmatik der Linkspartei und 
ihr Verhältnis zum Grundgesetz. 

• „Das Abstiegsmodell" 
Eine Bilanz der rot-roten Bündnisse 
in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt. 

Flugblätter: 
Die gefährliche Außenpolitik der Links
partei. 

• SPD und Linkspartei - der Wortbruch 
hat Tradition. 

• Die traurige Bilanz der rot-roten Bünd
nisse. 
Die absurden Forderungen der Links
partei. 

Scheinund Selnder llnkspartei 

~- CDU 
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Wissenschaftsförderung 

Europäische Humanistische Universität 
erhält Computer und Bücher vom RCDS 

Die CDU Deutschlands 
und der Ring Christlich
Demokratischer Studen
ten (RCDS) unterstützen 
die Europäische Humanis
tische Universität (EHU) in 
Vilnius mit Büchern und 
Computern, die in Berlin 
gesammelt und dann nach 
Litauen geschickt wurden. 

Die EHU war ursprünglich 
im weißrussischen Minsk an
sässig, wo ihr im Jahr 2004 
trotz internationaler Prote
ste die Lizenz zur Hoch
schulausbildung entzogen 

.,,., ,.„ r.:,,::r-~:-( ~~-
. ·.„ ';„.-.;~- . 

worden war. Daher „un- CDU -Generalsekretär Ronald Pofalla beim Beladen der Lastwagen 

Ankunft in Vilnius 

terstützen wir 
tatkräftig die 
weißrussischen 
Studenten der 
EHU in Vilnius, 
die sich trotz al
ler Schwierig
keiten für ein 
freiheitliches, 
demokratisches 
Denken und für 
eine Ausbildung 
in Frieden ein
setzten", sagte 
CDU-Generalse
kretär Ronald 
Pofalla. In Vilni-

die Freiheit", so der Name 
der Aktion, am 9. Oktober 
durch Arnold Vaatz, stell
vertretender Vorsitzender 
der CDU/CSU-Bundestags
fraktion, übergeben. 

Der RCDS-Vorsitzende 
Gottfried Ludewig zeigte 
sich zufrieden. „Wir freuen 
uns, dass unser Projekt eine 
so große Unterstützung er
fahren hat und die Arbeits
bedingungen für die Stu
denten der EHU sich weiter 
verbessern werden. Die 
EHU ist ein Leuchtturm der 
Demokratie und verdient 

us wurden die weiterhin unsere tatkräftige 
„Bausteine für Hilfe." 

03108 



Für besondere Verdienste 
0 

FDrengagierteMltarbeltlnder 

ChristlichDemokratischenUnionDeutschli!nds 

undfOrtreueVerbund~heltin6ojahren 

dankenwirunseremverdlentenMltglied 

0 Urkunden 

„25 Jahre CDU-Mitglied" 

• 
FOrengagl~teMitarbeitinder 

Christlich Demokratischen Union ~W:hlands 

dankenwlrunseremverdientenMitglied 

9 Urkunde 
FUr besondere Verdienste 

Hinweis: Zum Partei
tag Anfang Dezember 
wird es zwei neue 
Ehrennadeln in geho
bener Ausstattung zu 
einem höheren Preis 
geben: Ehrennadel 
60 Jahre und Ehren
nadel besondere 
Verdienste. 

0 Ehrennadeln der CDU 

Ehrennadel Bronze 
25-jährige CDU-Mitgliedschaft 

Ehrennadel Silber 
40-jährige CDU·Mltglledschaft 

Ehrennadel Gold 
SO-jährige CDU·Mitgliedschaft 



Die dunkle und kalte 
Jahreszeit beginnt! 

0 Fleeceschal Schwarz „CDU" 

0 Fleeceschal Orange „CDU" 

mber •tteNove 
""' ,. eferbar~ 
w\eder ' 

0 Taschentücher „Freiheit für alle Nasen" 

0 Vitaminbonbons 



0 Mini-LED-Schlüsselringlampe ~ Reflektoren „Smilie" 

ttraktive Werbemittel 
für das Winterhalbjahr! 

G) Spielkarten Französisches Bild 

CD Spielkarten Deutsches Bild 



G) CDU-Sekt 
Chardonnay brut 

6' Hochwertiges 
Visitenkartenmäppchen 

• 

f.D WindlichHet „CDU" 0 Schreibset 

Bestellung per Telefax: 
02152 915·25272 
Bestellung per E-Mail: 
cdu·shop@portica.de 

Bestellung per Post: 
Portica GmbH ·Marketing Support 
CDU·Shop • Von·Galen·Straße 35 
0·47906 Kempen 

Pro Bestellung werden 5,95 Euro 
(inkl. MwSt.) Versandkosten 
berechnet. Versandkosten für 
den Sekt siehe Bestellschein! 



Sonntag 
30. November 2008 

15:00 Uhr 
Tagung 
des Präsidiums 

16:00Uhr 
Tagung 
des Bundesvorstands 

18:00Uhr 
Delegiertentreffen 
der Vereinigungen 

20:00Uhr 
Delegiertentreffen 
der Landesverbände 
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Montag 
1. Dezember 2008 

08:30 Uhr 
Ökumenischer 
Gottesdienst 
Domkirche St. Eberhard 

10:30 Uhr 
Erste Plenarsitzung 

mit Rede der Vorsitzenden 
der CDU Deutschlands, 
Bundeskanzlerin 

Dr. Angela Merkel MdB, 
und Wahlen 

des Bundesvorstandes 

ca. 20:00 Uhr 
Ende der Plenarsitzung 

anschließend 
Baden-Württemberg
Abend 

Dienstag 
2. Dezember 2008 

09:00 Uhr 
Zweite Plenarsitzung 


